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Bekanntmachung des Landkreises Uelzen

Öffentliche Bekanntmachung

Durch Herrn Hans-Heinrich Marquardt, Barnser Straße 10, 29593 
Schwienau, wurde mit Antrag vom 29. März 2012 bei der unteren 
Immissionsschutzbehörde des Landkreises Uelzen die Ertei-
lung einer Genehmigung gemäß § 4 in Verbindung mit § 10 des  
Bundesimmissionsschutzgesetzes (BImSchG) in der Fassung 
der Bekanntmachung der Neufassung vom 26. September 2002 
(BGBl. I, S. 3830), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes 
vom 27. Juni 2012 (BGBl. I S. 1421) und der Ziffer 7.1, Spalte 1, 
Buchstabe g), des Anhangs zur 4. Verordnung zur Durchführung 
des BImSchG in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. März 
1997 (BGBl. I S. 504), zuletzt geändert durch Artikel 5 Abs. 13 
des Gesetzes vom 24. Februar 2012 (BGBl. I S. 212), beantragt. 
Die Anlage soll nach Durchführung des Genehmigungsverfahrens 
errichtet und in Betrieb genommen werden.

Der Antrag umfasst:
Anlage: 	 Errichtung eines Schweinemaststalles 
		  mit 3.960 Plätzen 
Antragsteller/	 Hans-Heinrich Marquardt,
Betreiber: 	 Barnser Straße 10, 29593 Schwienau
Betriebsort: 	 Schwienau, Melzingen, Außenbereich 
Gemarkung: 	 Melzingen
Flur - Flurstück:	3-46/18
Bei der Anlage handelt es sich um ein Vorhaben nach Nr. 7.7.1 
der Anlage des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPG) in der Fassung der Bekanntmachung der Neufassung vom 
24. Februar 2010 (BGBl. I S. 94), zuletzt geändert durch Artikel 5 
Abs. 15 des Gesetzes vom 24. Februar 2012 (BGBl. I S. 212). 
Damit besteht gemäß den §§ 3a und 3b UVPG eine Verpflichtung 
zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung. Die für die 
Umweltverträglichkeitsprüfung notwendigen Unterlagen gemäß  

§ 4e der 9. BImSchV in der Fassung vom 29. Mai 1992 (BGBl. I  
S. 1001), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom  
23. Oktober 2007 (BGBl. I S. 2470), liegen der Genehmigungs-
behörde vor und werden mit den übrigen Antragsunterlagen aus-
gelegt.

Gemäß lfd. Nr. 8.1 der ZustVO-Umwelt-Arbeitsschutz vom  
27. Oktober 2009 (Nds. GVBl. S. 374), ist der Landkreis Uelzen, 
Veerßer Straße 53, 29525 Uelzen, die zuständige Genehmigungs-
behörde.

Das geplante Vorhaben wird hiermit gemäß § 10 Abs. 3 BImSchG 
öffentlich bekannt gemacht. 

Der Antrag und die dazugehörigen Unterlagen sowie die gem.  
§ 6 UVPG vom Träger des Vorhabens vorzulegende Umweltver-
träglichkeitsuntersuchung können vom 21. September 2012 bis 
zum 20. Oktober 2012 bei den folgenden Stellen zu den nachfol-
genden Zeiten eingesehen werden:

Landkreis Uelzen, Veerßer Straße 53, 29525 Uelzen, Raum 
146, 1.OG

Montag bis Donnerstag 	 07.30 – 12.00 Uhr und
	 13.00 – 16.00 Uhr
Freitag 	 07.30 – 12.00 Uhr

Samtgemeinde Bevensen-Ebstorf, Lindenstraße 12, 29549 
Bad Bevensen, Zimmer 41 

Montag, Dienstag, Donnerstag und Freitag	 07.00 – 12.00 Uhr,
Montag	 13.00 – 16.00 Uhr 
und Donnerstag	 13.00 – 17.30 Uhr 

Einwendungen gegen das Vorhaben können vom 21. September 
2012 bis einschließlich 4. November 2012 schriftlich oder zur Nie-
derschrift bei den o. g. Stellen erhoben werden. Die Einwendungen 
sind rechtzeitig erhoben, wenn sie innerhalb der Frist bei den  
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o. g. Stellen eingegangen sind. Mit Ablauf der Einwendungsfrist 
sind alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonde-
ren privatrechtlichen Titeln beruhen.
Auf Verlangen des Einwenders soll die Genehmigungsbehörde 
dessen Namen und Anschrift vor der Bekanntgabe der Einwen-
dungen an den Antragsteller und die beteiligten Behörden un-
kenntlich machen, wenn diese Angaben zur ordnungsgemäßen 
Durchführung des Genehmigungsverfahrens nicht erforderlich 
sind.
Gemäß § 17 Abs. 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes müssen 
Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf Unterschriften-
listen unterzeichnet oder in Form vervielfältigter gleichlautender 
Texte eingereicht worden sind, auf jeder mit einer Unterschrift 
versehenen Seite deutlich sichtbar den vollständigen Namen und 
die Anschrift eines Unterzeichners enthalten, der als Vertreter der 
Einwender gilt. Gleichförmige Einwendungen mit fehlenden oder 
unleserlichen Namen bzw. Adressenangaben können von der Ge-
nehmigungsbehörde unberücksichtigt bleiben.

Für den Fall, dass Einwendungen gegen das Vorhaben erhoben 
werden, wird der hierdurch notwendige Erörterungstermin wie 
folgt festgesetzt:

Mittwoch, 28. November 2012, ab 9.00 Uhr
Kreishaus, 1. OG, Raum 102
Veerßer Str. 53, 29525 Uelzen

Sofern die Notwendigkeit besteht, die Erörterung an anderer Stel-
le oder zu einem anderen Zeitpunkt durchzuführen, erfolgt eine 
gesonderte Bekanntmachung.
Der Erörterungstermin ist öffentlich. Im Einzelfall kann aus beson-
deren Gründen die Öffentlichkeit ausgeschlossen werden.
Formgerecht erhobene Einwendungen werden auch bei Ausblei-
ben des Antragstellers oder von Personen, die Einwendungen er-
hoben haben, erörtert werden.
Es wird darauf hingewiesen, dass die Entscheidung über den An-
trag öffentlich bekannt gemacht wird.
Gemäß § 10 Abs. 4 Ziffer 4 BImSchG kann die Zustellung der 
Entscheidung über die Einwendungen durch öffentliche Bekannt-
machung ersetzt werden.

Uelzen, 11. September 2012
Landkreis Uelzen
Der Landrat

Bekanntmachung der Städte, Samtgemeinden
und Gemeinden

Verbandsordnung für den Sparkassenzweckverband 
Uelzen/Lüchow-Dannenberg

Aufgrund der §§ 21 Abs. 1 und 18 Abs. 1 des Niedersächsischen 
Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit (NKomZG) vom 
19. Februar 2004 (Nds. GVBI. S. 63), in der Fassung der Bekannt-
machung vom 21. Dezember 2011 (Nds. GVBl. S. 493) i.V.m. 
§ 12 Abs. 2 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsge-
setzes (NKomVG) vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBl. S. 576), 
geändert durch Artikel 29 des Gesetzes vom 13. Oktober 2011 
(Nds. GVBl. S. 353, 361), sowie der Verordnung über Sparkas-
senzweckverbände (SpZwVerbVO) vom 20. November 2006 
(Nds. GVBl. S. 562) hat die Verbandsversammlung des Sparkas
senzweckverbandes hat die Verbandsversammlung des Sparkas-
senzweckverbandes Uelzen/Lüchow-Dannenberg in ihrer Sitzung 
am 17. Juli 2012 folgende Verbandsordnung beschlossen:

§ 1 
Verbandsmitglieder, Name, Sitz

(1)	Verbandsmitglieder des Zweckverbandes – im Folgenden 
„Verband“ genannt – sind der Landkreis Uelzen, der Landkreis 
Lüchow-Dannenberg und die Stadt Uelzen.

(2)	Der Verband trägt den Namen „Sparkassenzweckverband 

Uelzen/Lüchow-Dannenberg“. Er ist eine Körperschaft des öf-
fentlichen Rechts. Der Verband hat seinen Sitz in Uelzen und 
führt das dieser Verbandsordnung beigedruckte Siegel.

(3)	Der Verband ist Mitglied des Niedersächsischen Sparkassen- 
und Giroverbandes, Hannover.

§ 2 
Aufgabe, Zweck, Beteiligungsverhältnis

(1)	Der Verband ist Träger der Zweckverbandssparkasse Uelzen/
Lüchow-Dannenberg (im Folgenden „Sparkasse“ genannt).

(2)	Der Verband haftet für die Verbindlichkeiten der Sparkasse 
nach Maßgabe der Vorschriften des Niedersächsischen Spar-
kassengesetzes (NSpG) in der jeweils geltenden Fassung.

(3)	An dem Verband sind die Verbandsmitglieder wie folgt beteiligt:
	 Landkreis Uelzen	 zu 46,4 %,
	 Landkreis Lüchow-Dannenberg	  zu 36,0 %,
	 Stadt Uelzen 	 zu 17,6 %.

§ 3  
Organe

Organe des Verbandes sind die Verbandsversammlung und die 
Verbandsgeschäftsführerin oder der Verbandsgeschäftsführer.

§ 4 
Zusammensetzung der Verbandsversammlung

(1)	Die Verbandsversammlung besteht aus folgenden Personen:
	 a)	 den Hauptverwaltungsbeamtinnen oder den Hauptverwal-

tungsbeamten des Landkreises Uelzen, des Landkreises 
Lüchow-Dannenberg und der Stadt Uelzen; die Vertre-
tung eines Verbandsmitglieds (z. B. Kreistag, Rat) kann 
auf Vorschlag der Hauptverwaltungsbeamtin oder des 
Hauptverwaltungsbeamten abweichend davon eine an-
dere Beschäftigte oder einen anderen Beschäftigten des 
Verbandsmitglieds in die Verbandsversammlung entsen-
den. Ist die Hauptverwaltungsbeamtin oder der Hauptver-
waltungsbeamte eines kommunalen Verbandsmitgliedes 
ehrenamtliche Geschäftsführerin oder ehrenamtlicher Ge-
schäftsführer des Verbandes, so entsendet die Vertretung 
des betreffenden Verbandsmitglieds ein anderes ihrer Mit-
glieder in die Verbandsversammlung

	 b)	 33 weiteren Vertreterinnen oder Vertretern der Verbands-
mitglieder, von denen 16 der Landkreis Uelzen, 12 der 
Landkreis Lüchow-Dannenberg und 5 die Stadt Uelzen 
entsendet. Die vorstehend genannten Vertreterinnen oder 
Vertreter müssen für die Vertretung des jeweiligen Ver-
bandsmitglieds wählbar sein.

(2)	Die Stimmen der Verbandsmitglieder können nur einheitlich ab-
gegeben werden. Die Stellvertretung der in Absatz 1 Buchstabe 
a) Satz 1 genannten Personen bestimmt das jeweilige Verbands-
mitglied. Im Übrigen können die Vertreterinnen oder Vertreter 
desselben Verbandsmitglieds sich gegenseitig vertreten oder 
durch eine Ersatzperson nach Absatz 3 vertreten werden. 

(3)	Für die in Absatz 1 Buchstabe a) Satz 2 und Buchstabe b) 
genannten Vertreterinnen oder Vertreter können von der je-
weiligen Vertretung der Verbandsmitglieder Ersatzpersonen 
benannt werden. Die Ersatzpersonen müssen ebenfalls für die 
Vertretung des jeweiligen Verbandsmitglieds wählbar sein.

§ 5 
Rechtsstellung der Mitglieder der Verbandsversammlung

(1)	Die Vertreterinnen und Vertreter der Verbandsmitglieder nach 
§ 4 Abs. 1 Buchstabe a) Satz 2 und Buchstabe b) und die 
Ersatzpersonen nach § 4 Abs. 3 dieser Verbandsordnung wer-
den für die Dauer der allgemeinen Wahlperiode (§ 47 Abs. 2 
NKomVG) entsandt; § 71 Abs. 9 Sätze 2 bis 4 NKomVG bleibt 
unberührt. Nach Ablauf der allgemeinen Wahlperiode führen 
die Vertreterinnen oder Vertreter im Sinne des Satzes 1 ihre 
Tätigkeit bis zum Amtsantritt ihrer Nachfolgerinnen oder Nach-
folger fort.

(2)	Die Mitglieder der Verbandsversammlung haben die Interes-
sen des sie entsendenden Verbandsmitglieds zu verfolgen. 
Sie sind an die Beschlüsse der Vertretung und des Hauptaus-
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schusses des entsendenden Verbandsmitgliedes gebunden.
(3)	Die Mitgliedschaft in der Verbandsversammlung erlischt, wenn 

die Voraussetzung der Entsendung nicht mehr besteht. Schei-
det ein Mitglied vor Ablauf der Wahlperiode aus, so bestimmt 
das Verbandsmitglied, das die Ausscheidende oder den Aus-
scheidenden entsandt hatte, die Nachfolgerin oder den Nach-
folger. 

§ 6 
Aufgaben der Verbandsversammlung

Die Verbandsversammlung beschließt über

1. 	 Änderungen der Verbandsordnung,
2. 	 die Wahl ihrer oder ihres Vorsitzenden,
3. 	 die Wahl der Verbandsgeschäftsführerin oder des Verbands-

geschäftsführers und die Regelung der Stellvertretung,
4. 	 die Bestimmung einer anderen Person i.S.d. § 8 Abs. 2 S. 3 

dieser Verbandsordnung,
5. 	 den Erlass, die Änderung und Aufhebung von Satzungen,
6. 	 die Berufung der Mitglieder des Verwaltungsrats,
7. 	 die Zustimmung zur Bestellung und Abberufung der Mitglieder 

des Vorstands,
8. 	 die Zustimmung zur Ernennung und zur Abberufung der oder 

des Vorsitzenden des Vorstands und ihrer oder seiner Stellver-
treterin oder ihres oder seines Stellvertreters,

9. 	 die Erteilung der Entlastung gegenüber dem Verwaltungsrat,
10.	die Beschlussfassung über die Verwendung ausgeschütteter 

Überschüsse der Sparkasse,
11.	die Zustimmung zu der vom Verwaltungsrat der Sparkasse 

beschlossenen Hereinnahme von Vermögenseinlagen stiller 
Gesellschafter,

12.	die Zusammenlegung der Sparkasse mit einer anderen Spar-
kasse und die Übertragung der Trägerschaft auf einen ande-
ren Träger,

13.	die Auflösung der Sparkasse,
14.	sonstige Angelegenheiten, über die nach den Vorschriften des 

Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetz die Vertre-
tung oder der Hauptausschuss beschließt.

§ 7 
Sitzungen der Verbandsversammlung, 

Vorsitz der Verbandsversammlung
(1)	In der ersten Sitzung nach Beginn der allgemeinen Wahlperi-

ode (§ 47 Abs. 2 NKomVG) wählt die Verbandsversammlung 
unter der Leitung des ältesten anwesenden, hierzu bereiten 
Mitglieds aus ihrer Mitte eine Vertreterin oder einen Vertreter 
eines Verbandsmitglieds für die restliche Dauer der allge-
meinen Wahlperiode zur Vorsitzenden oder zum Vorsitzen-
den der Verbandsversammlung. In gleicher Weise wird eine 
Stellvertreterin oder ein Stellvertreter gewählt. Nach Ablauf 
der allgemeinen Wahlperiode führt die oder der Vorsitzen-
de der Verbandsversammlung ihre oder seine Tätigkeit bis 
zur Wahl einer Nachfolgerin oder eines Nachfolgers fort. Die 
Verbandsversammlung beschließt über die Vertretung der 
oder des Vorsitzenden der Verbandsversammlung. 

(2)	Die oder der Vorsitzende der Verbandsversammlung lädt die 
Mitglieder der Verbandsversammlung schriftlich unter Mit-
teilung der Tagesordnung zu den Sitzungen der Verbands-
versammlung ein. Die Ladungsfrist beträgt eine Woche. Die 
oder der Vorsitzende stellt im Benehmen mit der Verbands-
geschäftsführerin oder dem Verbandsgeschäftsführer die 
Tagesordnung auf; die Verbandsgeschäftsführerin oder der 
Verbandsgeschäftsführer kann die Aufnahme bestimmter 
Beratungsgegenstände verlangen; Zeit, Ort und Tagesord-
nung der öffentlichen Sitzungen sind bekannt zu machen. 
Für den Ausschluss der Öffentlichkeit gilt § 64 NKomVG ent-
sprechend.

(3)	Die Verbandsversammlung ist beschlussfähig, wenn die 
anwesenden Vertreterinnen und Vertreter der Verbandsmit-
glieder mehr als die Hälfte der gesamten Stimmenzahl der 
Verbandsversammlung erreichen. Die oder der Vorsitzende 
der Verbandsversammlung stellt die Beschlussfähigkeit zu 
Beginn der Sitzung fest. 

(4)	Beschlüsse werden mit der Mehrheit der auf Ja oder Nein 
lautenden Stimmen gefasst. Jedes Mitglied der Verbands-
versammlung hat eine Stimme; § 4 Abs. 2 Satz 1 sowie die 
§§ 12 und 13 dieser Verbandsordnung bleiben unberührt. 
Bei Stimmengleichheit ist ein Antrag abgelehnt. Es wird of-
fen abgestimmt; die Verbandsversammlung kann in einer                                       
Geschäftsordnung abweichende Bestimmungen treffen. Bei 
Wahlen findet § 67 NKomVG entsprechende Anwendung.

(5)	Über den wesentlichen Inhalt der Verhandlungen ist eine 
Niederschrift zu fertigen. Aus ihr muss ersichtlich sein, wann 
und wo die Sitzung stattgefunden hat, wer an ihr teilgenom-
men hat, welche Gegenstände verhandelt, welche Beschlüs-
se gefasst und welche Wahlen vorgenommen worden sind. 
Die Abstimmungs- oder Wahlergebnisse sind festzuhalten. 
Jedes Mitglied der Verbandsversammlung kann verlangen, 
dass in der Niederschrift festgehalten wird, wie es gestimmt 
hat; dies gilt nicht bei geheimer Stimmabgabe. Die Nieder-
schrift ist von der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden der 
Verbandsversammlung, der Verbandsgeschäftsführerin oder 
dem Verbandsgeschäftsführer und der Protokollführerin 
oder dem Protokollführer zu unterzeichnen. Die Verbands-
versammlung beschließt über die Genehmigung der Nieder-
schrift.

(6)	Der oder dem Vorsitzenden der Verbandsversammlung ob-
liegt die repräsentative Vertretung des Zweckverbandes.

§ 8 
Verbandsgeschäftsführung, 

Vertretung des Verbands
(1)	Die ehrenamtliche Verbandsgeschäftsführerin oder der 

ehrenamtliche Verbandsgeschäftsführer wird von der Ver-
bandsversammlung aus dem Kreis der Hauptverwaltungs-
beamtinnen oder Hauptverwaltungsbeamten der Verbands-
mitglieder für die Dauer von drei oder sechs Jahren gewählt. 
Die Verbandsgeschäftsführerin oder der Verbandsgeschäfts-
führer führt die Geschäfte nach Ablauf der Amtszeit bis zur 
Wahl einer Nachfolgerin oder eines Nachfolgers weiter. Die 
Verbandsversammlung regelt die Stellvertretung. 

(2)	Die Verbandsgeschäftsführerin oder der Verbandsgeschäfts-
führer vertritt den Verband in Rechts- und Verwaltungsge-
schäften sowie in gerichtlichen Verfahren. Erklärungen, 
durch die der Verband verpflichtet werden soll, bedürfen der 
Schriftform. Sie sind, sofern sie nicht gerichtlich oder notariell 
beurkundet werden, nur rechtsverbindlich, wenn sie von der 
Verbandsgeschäftsführerin oder dem Verbandsgeschäfts-
führer und von der   oder dem Vorsitzenden der Verbands-
versammlung oder einer anderen von der Verbandsver-
sammlung bestimmten Person handschriftlich unterzeichnet 
wurden oder von ihr oder ihm in elektronischer Form mit der 
dauerhaft überprüfbaren qualifizierten elektronischen Signa-
tur versehen sind. Die Sätze 2 und 3 gelten nicht für Ge-
schäfte der laufenden Verwaltung.

(3)	Die Verbandsgeschäftsführerin oder der Verbandsgeschäfts-
führer darf der Verbandsversammlung nicht angehören. Sie 
oder er nimmt an den Sitzungen der Verbandsversamm-
lung teil und ist auf Verlangen zu den Gegenständen der 
Tagesordnung zu hören. Zur Teilnahme an den Sitzungen 
der Verbandsversammlung ist auch die Stellvertreterin oder 
der Stellvertreter der Verbandsgeschäftsführerin oder des 
Verbandsgeschäftsführers berechtigt. Für die Mitglieder des 
Vorstands der Sparkasse gelten die Sätze 1 und 2 entspre-
chend.

(4)	Die Verbandsgeschäftsführerin oder der Verbandsge-
schäftsführer erhält eine Aufwandsentschädigung in Höhe 
von 150,00 Euro monatlich; die Stellvertreterin oder der 
Stellvertreter der Verbandsgeschäftsführerin oder des Ver-
bandsgeschäftsführers erhält eine Aufwandsentschädigung 
von 75,00 Euro monatlich.

§ 9 
Verwaltung des Verbands; Deckung des Aufwands

(1)	Rechnungsjahr des Verbands ist das Kalenderjahr.
(2)	Der Verwaltungsaufwand und die sonstigen Kosten des Ver-
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bands werden von der Sparkasse getragen. Dementspre-
chend wird nach den für Sparkassenzweckverbände gelten-
den sparkassenrechtlichen Bestimmungen auf den Erlass 
einer Haushaltssatzung, die mehrjährige Finanzplanung und 
die Jahresrechnung sowie die Bestimmung des zuständigen 
Rechnungsprüfungsamts verzichtet.

(3)	Wird der Verband für die Verbindlichkeiten der Sparkasse in 
Anspruch genommen (§ 2 Abs. 2) oder erbringt er nach den 
geltenden sparkassenrechtlichen Bestimmungen Leistungen 
an die Sparkasse, so ist eine Verbandsumlage zu erheben. 
Die Höhe des Umlagebetrags für das einzelne Verbandsmit-
glied richtet sich nach seinem Anteil (§ 2 Abs. 3).

§ 10 
Aufwandsentschädigung, Ersatz für Auslagen  

und Verdienstausfall
(1)	Die Mitglieder der Verbandsversammlung erhalten für die 

Teilnahme an einer Sitzung der Verbandsversammlung eine 
Aufwendungspauschale in Höhe von 100,00 Euro gemäß  
§ 18 Abs. 1 NkomZG i.V.m § 55 Abs. 1 Satz 3 NKomVG.

(2)	Mitgliedern der Verbandsversammlung, denen während 
der Wahrnehmung ihres Mandates Aufwendungen für die 
Betreuung von Kindern unter zwölf Jahren entstehen, wird 
eine um bis zu 50,00 Euro erhöhte Aufwendungspauschale 
gewährt; der Aufwand ist gesondert geltend zu machen und 
nachzuweisen.

(3)	Mit der Zahlung der Aufwendungspauschale sind die not-
wendigen Auslagen mit Ausnahme der Kosten für Fahrten 
innerhalb des Geschäftsgebietes der Sparkasse abgegol-
ten. Als Ersatz für die anfallenden Fahrtkosten innerhalb 
des Geschäftsgebietes der Sparkasse erhalten die Mit-
glieder der Verbandsversammlung für die Teilnahme an 
einer Sitzung bei Nutzung des öffentlichen Nahverkehrs die 
nachgewiesenen Kosten oder bei der Nutzung eines priva-
ten Kraftfahrzeuges ein pauschales Kilometergeld von 0,30 
Euro.

(4)	Die Mitglieder der Verbandsversammlung erhalten dane-
ben auf Antrag den Ersatz ihres Verdienstausfalles bis zum 
Höchstbetrag von 50,00 Euro je Stunde.

(5)	Unselbständig Tätigen wird der entstandene und nach-
gewiesene Verdienstausfall ersetzt. Selbständig Tätigen 
kann eine Verdienstausfallpauschale je Stunde gewährt 
werden, die im Einzelfall auf der Grundlage des glaubhaft 
gemachten Einkommens festgesetzt wird. Der Ersatz des 
Verdienstausfalles wird für jede angefangene Stunde der 
regelmäßigen Arbeitszeit berechnet.

(6)	Mitgliedern der Verbandsversammlung, die einen Haushalt 
mit zwei oder mehr Personen führen, keinen Verdienstaus-
fall als unselbständig oder selbständig Tätige geltend ma-
chen können und denen im Bereich der Haushaltsführung 
ein Nachteil entsteht, der nur durch das Nachholen ver-
säumter Arbeit oder die Inanspruchnahme einer Hilfskraft 
ausgeglichen werden kann, wird auf Antrag ein Pauschal-
stundensatz in Höhe von 20,00 Euro gezahlt.

(7)	Absatz 6 gilt für Mitglieder der Verbandsversammlung, die 
keine Ersatzansprüche als unselbständig oder selbständig 
Tätige geltend machen können, denen aber im beruflichen 
Bereich ein Nachteil entsteht, der in der Regel nur durch 
das Nachholen versäumter Arbeit oder die Inanspruchnah-
me einer Hilfskraft ausgeglichen werden kann, entspre-
chend.

(8)	Verdienstausfall wird auch für die Wegezeit gezahlt, wobei 
grundsätzlich je eine ½ Stunde für An- und Abfahrt berech-
net werden können. Längere Wegezeiten sind bei Antrag-
stellung jeweils besonders zu begründen.

(9)	Die Entschädigungen werden nachträglich gezahlt. Soweit 
sie der Lohnsteuer-, Einkommensteuer- oder Sozialversi-
cherungspflicht unterliegen, haben die Empfänger die sich 
daraus ergebenden Verpflichtungen selbst zu regeln.

§ 11 
Verwendung der Jahresüberschüsse

Die Anteile des Reingewinns, die von der Sparkasse an den Ver-

band abgeführt werden, werden unter den Verbandsmitgliedern 
nach dem Beteiligungsverhältnis aufgeteilt. Die Verbandsver-
sammlung kann hiervon einstimmig abweichende Beschlüsse 
fassen.

§ 12 
Aufnahme neuer Verbandsmitglieder

Die Aufnahme neuer Verbandsmitglieder ist nur durch Änderung 
der Verbandsordnung und nur zum Anfang bzw. Ende eines Ka-
lenderjahres möglich.

§ 13 
Änderung der Verbandsordnung,  
Auflösung des Zweckverbands

(1)	Beschlüsse über Änderungen der Verbandsordnung und die 
Auflösung des Verbandes bedürfen einer Mehrheit von mehr 
als fünf Sechsteln der Mitglieder der Verbandsversammlung. 
Der Beschluss über die Auflösung des Verbandes bedarf zu 
seiner Wirksamkeit der Zustimmung aller Verbandsmitglieder. 
§ 60 VwVfG findet entsprechende Anwendung. Die Auflösung 
wird frühestens mit der aufsichtsbehördlichen Genehmigung 
eines Wechsels der Trägerschaft an der Zweckverbandsspar-
kasse nach § 1 Abs. 2 NSpG oder einer Auflösung der Zweck-
verbandssparkasse nach § 31 Abs. 3 NSpG wirksam.

(2)	Die Abwicklung des Verbandes obliegt der Verbandsge-
schäftsführerin oder dem Verbandsgeschäftsführer. Bis zur 
Beendigung der Abwicklung gilt der Verband als fortbestehend, 
soweit der Zweck der Abwicklung es erfordert. Das nach Erfül-
lung sämtlicher Verbindlichkeiten verbleibende Vermögen fällt 
an die Verbandsmitglieder nach ihrem Beteiligungsverhältnis 
und ist von diesen für gemeinnützige Zwecke zu verwenden.

§ 14 
Kündigung

Ein Verbandsmitglied kann seine Mitgliedschaft nur aus wichtigem 
Grund und nur unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von zwei 
Jahren zum Ende eines Kalenderjahres gegenüber dem Verband 
kündigen. Mit dem Wirksamwerden der Kündigung scheidet das 
Verbandsmitglied aus dem Verband aus. Ein Auseinanderset-
zungsanspruch gegen den Verband oder die übrigen Verbands-
mitglieder steht dem ausscheidenden Verbandsmitglied nicht zu

§ 15 
Gleichstellungsbeauftragte

Die Aufgaben der Gleichstellungsbeauftragten des Verbandes 
werden für die Dauer jeweils einer Wahlperiode im Wechsel 
von der Gleichstellungsbeauftragten der Landkreise Uelzen und 
Lüchow-Dannenberg sowie der Gleichstellungsbeauftragten der 
Stadt Uelzen wahrgenommen. 

§ 16 
Bekanntmachungen

Bekanntmachungen des Verbandes erfolgen, soweit es sich um 
Änderungen der Verbandsordnung oder den Erlass oder die Än-
derung von Satzungen handelt im amtlichen Verkündungsblatt für 
den Landkreis Uelzen, im Übrigen wird in der Elbe-Jeetzel-Zeitung 
ein entsprechender Hinweis auf die Bekanntmachung im Amts-
blatt für den Landkreis Uelzen veröffentlicht. Im übrigen erfolgen 
die Bekanntmachungen des Verbandes im amtlichen Teil der All-
gemeinen Zeitung in Uelzen. 

§ 17 
Inkrafttreten der Verbandsordnung, 

Außerkrafttreten der Zweckverbandssatzung
(1)	Diese Verbandsordnung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen 

Bekanntmachung in Kraft.
(2)	Gleichzeitig tritt die Verbandsordnung vom 27. November 2007 

außer Kraft.

Uelzen, den 17. Juli 2012
Sparkassenzweckverband Uelzen/Lüchow-Dannenberg
Vorsitzender der Verbandsversammlung
Verbandsgeschäftsführer
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Hauptsatzung der Gemeinde Oetzen

Auf Grund des §12 Abs. 1 des Niedersächsischen Kommunal-
verfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17. Dezember 2010 (Nds. 
GVBI.S. 576) hat der Rat der Gemeinde Oetzen in seiner Sitzung 
am 13. Dezember 2011 folgende Hauptsatzung beschlossen: 

§ 1 
Rechtspersönlichkeit und Name

(1)	Die Gemeinde führt die Bezeichnung und den Namen „Ge-
meinde Oetzen“, sie ist Mitgliedsgemeinde der Samtgemeinde 
Rosche.

§ 2 
Wappen, Farbe, Siegel

(1)	Das Wappen der Gemeinde Oetzen zeigt in grün über gol-
denem Mühlrad mit sechs Speichen ein links hin gewendetes 
silbernes Pferd, im Schildfuß ein silberner Wellenbalken.

(2)	Die Flagge der Gemeinde Oetzen ist weiß mit einem oberen 
und einem unteren goldenem Querstreifen als Abschluss von 
jeweils einem fünftel der Fläche, in der Mitte mit dem Gemein-
dewappen belegt.

(3)	Das Dienstsiegel der Gemeinde enthält das Wappen und die 
Umschrift „Gemeinde Oetzen – Landkreis Uelzen“.

(4)	Die Verwendung des Wappens zu nicht behördlichen Werbe-
zwecken ist nur mit Genehmigung der Gemeinde zulässig.

§ 3 
Ratszuständigkeit

(1) Der Beschlussfassung des Rates bedürfen
	 a) die Festlegung privater Entgelte i.S.d. § 58 Abs. 1 Nr. 8 

NKomVG, deren jährliches Aufkommen den Betrag von 
10.000 Euro voraussichtlich übersteigt,

	 b) Rechtsgeschäfte i.S.d. § 58 Abs. 1 Nr. 14 NKomVG, deren 
Vermögenswert die Höhe von 10.000 Euro übersteigt, 

	 c) Rechtsgeschäfte i.S.d. § 58 Abs. 1 Nr. 16 NKomVG, deren 
Vermögenswert die Höhe von 10.000 Euro übersteigt, so-
weit es sich nicht um Geschäfte der laufenden Verwaltung 
handelt,

	 d) Entscheidungen i.S.d. § 58 Nr. 18 NKomVG, deren Vermö-
genswert hinsichtlich des betroffenen Stiftungsvermögens 
die Höhe von 10.000 Euro übersteigt,

	 e) Verträge i.S.d. § 58 Abs. Nr. 20 NKomVG, deren Vermö-
genswert die Höhe von 10.000 Euro übersteigt, soweit  
diese nicht aufgrund einer förmlichen Ausschreibung abge-
schlossen werden. 

§ 4 
Vertreter des Bürgermeisters 

Der Rat wählt in seiner ersten Sitzung aus seiner Mitte für die 
Dauer der Wahlperiode zwei Ehrenamtliche Vertreter des  
Bürgermeisters, die ihn bei der repräsentativen Vertretung der  
Gemeinde Oetzen, bei der Einberufung des Rates und des  
Verwaltungsausschusses einschließlich der Aufstellung des  
Tagesordnung, der der Leitung der Sitzungen des Rates und des 
Verwaltungsausschusses sowie bei der Verpflichtung der Ratsmit-
glieder und ihrer Pflichtenbelehrung durch den Stellvertretenden 
Bürgermeister vertreten.

§ 5 
Anregungen und Beschwerden

(1)	Werden Anregungen und Beschwerden im Sinne des § 34 
NKomVG von mehreren Personen bei der Gemeinde ge-
meinschaftlich eingereicht, so haben sie eine Person zu be-
nennen, die sie gegenüber der Gemeinde vertritt. Bei mehr 
als fünf Antragsstellerinnen oder Antragsstellern können bis 
zu zwei Vertreterinnen und Vertreter benannt werden.

(2)	Die Beratung kann zurückgestellt werden, solange den An-
forderungen des Absatzes 1 nicht entsprochen ist. 

(3)	Anregungen oder Beschwerden, die keine Angelegenheit 
der Gemeinde zum Gegenstand haben, sind nach Kenntnis-
nahme durch den Verwaltungsausschuss von dem Bürger-
meister ohne Beratung den Antragstellerinnen oder Antrags-

stellern mit Begründung zurückzugeben. Dies gilt auch für 
Eingaben, die weder Anregungen noch Beschwerden zum 
Inhalt haben (z. B. Fragen, Erklärungen, Absichten usw.).

(4)	Anregungen oder Beschwerden, die ein gesetzwidriges Ziel 
verfolgen oder gegen die guten Sitten verstoßen, sind nach 
Kenntnisnahme durch den Verwaltungsausschuss ohne Be-
ratung zurückzuweisen.

(5)	Die Beratung eines Antrages kann abgelehnt werden, wenn 
das Antragsbegehren Gegenstand eines noch nicht abge-
schlossenen Rechtsbehelfs- oder Rechtsmittelverfahrens 
oder eines laufenden Bürgerbegehrens oder Bürgerent-
scheides ist oder gegenüber bereits erledigten Anregungen 
oder Beschwerden kein neues Sachvorbringen enthält. 

(6)	Die Erledigung der Anregungen oder Beschwerden wird 
dem Verwaltungsausschuss übertragen, sofern für die An-
gelegenheiten nicht der Gemeinderat gemäß § 58 Abs. 1 
NKomVG ausschließlich zuständig ist. Der Rat und der Ver-
waltungsausschuss können Anregungen oder Beschwerden 
zur Mitberatung an die zuständigen Fachausschüsse über-
weisen.

§ 6 
Verkündungen und öffentliche Bekanntmachungen

(1)	Satzungen, Verordnungen, Genehmigungen von Flächennut-
zungsplänen sowie öffentliche Bekanntmachungen der Ge-
meinde werden im Amtsblatt des Landkreises Uelzen verkün-
det bzw. bekannt gemacht.

(2)	Ortsübliche Bekanntmachungen erfolgen in den Bekanntma-
chungskästen.

§ 7 
Einwohnerversammlung

(1)	Der Bürgermeister/Gemeindedirektor unterrichtet die Einwoh-
ner in öffentlichen Sitzungen des Rates über wichtige Angele-
genheiten der Gemeinde.

(2)	Der Bürgermeister/Gemeindedirektor unterrichtet die  
Einwohner in Einwohnerversammlungen für die ganze  
Gemeinde rechtzeitig und umfassend über die Grundlagen, 
Ziele, Zwecke und Auswirkungen bei wichtigen Planungen und 
Vorhaben der Gemeinden. Dabei haben die Einwohner Gele-
genheit zu Fragen und zu Meinungsäußerungen und Anspruch 
auf Erörterung. Weitgehende Vorschriften über förmliche  
Beteiligungs- und Anhörungsverfahren bleiben unberührt.

§ 8 
Inkrafttreten

Diese Hauptsatzung tritt am Tag nach der Bekanntmachung in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die Hauptsatzung der Gemeinde Oetzen 
vom 14. Dezember 1996 außer Kraft.

Oetzen, den 14. Dezember 2011 
gez. Schulz
Gemeindedirektor

Hauptsatzung der Gemeinde Rätzlingen

Auf Grund des §12 Abs. 1 des Niedersächsischen Kommunal-
verfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17. Dezember 2010 (Nds. 
GVBI.S. 576) hat der Rat der Gemeinde Rätzlingen in seiner Sit-
zung am 18. Januar 2012 folgende Hauptsatzung beschlossen: 

§ 1 
Rechtspersönlichkeit und Name

(1) 	Die Gemeinde führt die Bezeichnung und den Namen  
„Gemeinde Rätzlingen“, sie ist Mitgliedsgemeinde der Samt-
gemeinde Rosche.

§ 2 
Wappen, Farbe, Siegel

(1)	Das Wappen der Gemeinde Rätzlingen ist in grün, eine ein-
türmige silberne Kirche in Vorderansicht, oben beseitet von 
einem leicht schräg aufwärts gestellten silbernen Eichenblatt 
und einem ebenfalls leicht schräg aufwärts gestellten silbernen 
Rohrkolben mit zwei Blättern.

(2)	Die Flagge der Gemeinde zeigt oben und unten je einen  
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schmalen grünen Streifen, dazwischen einen breiten weißen 
Streifen, in der Mitte belegt mit dem Gemeindewappen. Die 
Farben der Gemeinde sind grün/weiß/grün. 

(3)	Das Dienstsiegel der Gemeinde enthält das Wappen und die 
Umschrift „Gemeinde Rätzlingen – Landkreis Uelzen“.

(4) 	Die Verwendung des Wappens zu nichtbehördlichen Werbe-
zwecken ist nur mit Genehmigung der Gemeinde zulässig.	

§ 3 
Ratszuständigkeit

(1)	 Der Beschlussfassung des Rates bedürfen
	 a)	 die Festlegung privater Entgelte i.S.d. § 58 Abs. 1 Nr. 8 

NKomVG, deren jährliches Aufkommen den Betrag von 
10.000 Euro voraussichtlich übersteigt,

	 b)	 Rechtsgeschäfte i.S.d. § 58 Abs. 1 Nr. 14 NKomVG, deren 
Vermögenswert die Höhe von 10.000 Euro übersteigt, 

	 c)	 Rechtsgeschäfte i.S.d. § 58 Abs. 1 Nr. 16 NKomVG, deren 
Vermögenswert die Höhe von 10.000 Euro übersteigt, so-
weit es sich nicht um Geschäfte der laufenden Verwaltung 
handelt,

	 d)	 Entscheidungen i.S.d. § 58 Nr. 18 NKomVG, deren Vermö-
genswert hinsichtlich des betroffenen Stiftungsvermögens 
die Höhe von 10.000 Euro übersteigt,

	 e)	 Verträge i.S.d. § 58 Abs. Nr. 20 NKomVG, deren Vermö-
genswert die Höhe von 10.000 Euro übersteigt, soweit  
diese nicht aufgrund einer förmlichen Ausschreibung abge-
schlossen werden. 

§ 4 
Vertreter des Bürgermeisters 

Der Rat wählt in seiner ersten Sitzung aus seiner Mitte für die 
Dauer der Wahlperiode zwei Ehrenamtliche Vertreter des Bürger-
meisters, die ihn bei der repräsentativen Vertretung der Gemeinde 
Rätzlingen, bei der Einberufung des Rates und des Verwaltungs-
ausschusses einschließlich der Aufstellung des Tagesordnung, 
der der Leitung der Sitzungen des Rates und des Verwaltungs-
ausschusses sowie bei der Verpflichtung der Ratsmitglieder und 
ihrer Pflichtenbelehrung durch den Stellvertretenden Bürgermeis-
ter vertreten.

§ 5 
Anregungen und Beschwerden

(1)	Werden Anregungen und Beschwerden im Sinne des § 34 
NKomVG von mehreren Personen bei der Gemeinde gemein-
schaftlich eingereicht, so haben sie eine Person zu benennen, 
die sie gegenüber der Gemeinde vertritt. Bei mehr als fünf 
Antragsstellerinnen oder Antragsstellern können bis zu zwei 
Vertreterinnen und Vertreter benannt werden.

(2)	Die Beratung kann zurückgestellt werden, solange den Anfor-
derungen des Absatzes 1 nicht entsprochen ist. 

(3)	Anregungen oder Beschwerden, die keine Angelegenheit der 
Gemeinde zum Gegenstand haben, sind nach Kenntnisnah-
me durch den Verwaltungsausschuss von dem Bürgermeister 
ohne Beratung den Antragstellerinnen oder Antragsstellern mit 
Begründung zurückzugeben. Dies gilt auch für Eingaben, die 
weder Anregungen noch Beschwerden zum Inhalt haben (z. B. 
Fragen, Erklärungen, Absichten usw.).

(4)	Anregungen oder Beschwerden, die ein gesetzwidriges Ziel 
verfolgen oder gegen die guten Sitten verstoßen, sind nach 
Kenntnisnahme durch den Verwaltungsausschuss ohne Bera-
tung zurückzuweisen.

(5)	Die Beratung eines Antrages kann abgelehnt werden, wenn 
das Antragsbegehren Gegenstand eines noch nicht abge-
schlossenen Rechtsbehelfs- oder Rechtsmittelverfahrens oder 
eines laufenden Bürgerbegehrens oder Bürgerentscheides 
ist oder gegenüber bereits erledigten Anregungen oder Be-
schwerden kein neues Sachvorbringen enthält. 

(6)	Die Erledigung der Anregungen oder Beschwerden wird dem 
Verwaltungsausschuss übertragen, sofern für die Angelegen-
heiten nicht der Gemeinderat gemäß § 58 Abs. 1 NKomVG 
ausschließlich zuständig ist. Der Rat und der Verwaltungsaus-
schuss können Anregungen oder Beschwerden zur Mitbera-
tung an die zuständigen Fachausschüsse überweisen.

§ 6 
Verkündungen und öffentliche Bekanntmachungen

(1)	Satzungen, Verordnungen, Genehmigungen von Flächennut-
zungsplänen sowie öffentliche Bekanntmachungen der Ge-
meinde werden im Amtsblatt des Landkreises Uelzen verkün-
det bzw. bekannt gemacht.

(2)	Ortsübliche Bekanntmachungen erfolgen in den Bekanntma-
chungskästen.

§ 7 
Einwohnerversammlung

(1)	Der Bürgermeister/Gemeindedirektor unterrichtet die Einwoh-
ner in öffentlichen Sitzungen des Rates über wichtige Angele-
genheiten der Gemeinde.

(2)	Der Bürgermeister/Gemeindedirektor unterrichtet die Einwoh-
ner in Einwohnerversammlungen für die ganze Gemeinde 
rechtzeitig und umfassend über die Grundlagen, Ziele, Zwe-
cke und Auswirkungen bei wichtigen Planungen und Vorhaben 
der Gemeinden. Dabei haben die Einwohner Gelegenheit zu 
Fragen und zu Meinungsäußerungen und Anspruch auf Erör-
terung. Weitgehende Vorschriften über förmliche Beteiligungs- 
und Anhörungsverfahren bleiben unberührt.

§ 8 
Inkrafttreten

Diese Hauptsatzung tritt am Tag nach der Bekanntmachung in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die Hauptsatzung der Gemeinde Rätzlingen 
vom 1. November 2001 außer Kraft.

Rätzlingen, den 19. Januar 2012 
gez. Rätzmann
Gemeindedirektor

Hauptsatzung der Gemeinde Rosche

Auf Grund des §12 Abs. 1 des Niedersächsischen Kommunal-
verfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17. Dezember 2010 (Nds. 
GVBI.S. 576) hat der Rat der Gemeinde Rosche in seiner Sitzung 
am 19. Dezember 2011 folgende Hauptsatzung beschlossen: 

§ 1 
Rechtspersönlichkeit und Name

(1)	Die Gemeinde führt die Bezeichnung und den Namen  
„Gemeinde Rosche“, sie ist Mitgliedsgemeinde der Samtge-
meinde Rosche.

§ 2 
Wappen, Farbe, Siegel

(1)	Das Wappen der Gemeinde Rosche ist in Rot und Gold geteilt. 
Links ein 12fach gefiedertes silbernes Eschenblatt. Rechts 
in der Mitte ein blauer Wellenbach, begleitet oben von einem 
blauen Mühleisen und unten von einem blauen Pflugschar.

(2)	Die Farben der Gemeinde sind rot/gelb.
(3)	Das Dienstsiegel der Gemeinde enthält das Wappen und die 

Umschrift „Gemeinde Rosche – Landkreis Uelzen“.
(4)	Die Verwendung des Wappens zu nichtbehördlichen Werbe-

zwecken ist nur mit Genehmigung der Gemeinde zulässig.

§ 3 
Ratszuständigkeit

(1) Der Beschlussfassung des Rates bedürfen
	 a) die Festlegung privater Entgelte i.S.d. § 58 Abs. 1 Nr. 8 

NKomVG, deren jährliches Aufkommen den Betrag von 
10.000 Euro voraussichtlich übersteigt,

	 b) Rechtsgeschäfte i.S.d. § 58 Abs. 1 Nr. 14 NKomVG, deren 
Vermögenswert die Höhe von 10.000 Euro übersteigt, 

	 c) Rechtsgeschäfte i.S.d. § 58 Abs. 1 Nr. 16 NKomVG, 
deren Vermögenswert die Höhe von 10.000 Euro über-
steigt, soweit es sich nicht um Geschäfte der laufenden 
Verwaltung handelt,

	 d) Entscheidungen i.S.d. § 58 Nr. 18 NKomVG, deren Ver-
mögenswert hinsichtlich des betroffenen Stiftungsvermö-
gens die Höhe von 10.000 Euro übersteigt,
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	 e) Verträge i.S.d. § 58 Abs. Nr. 20 NKomVG, deren Vermö-
genswert die Höhe von 10.000 Euro übersteigt, soweit 
diese nicht aufgrund einer förmlichen Ausschreibung ab-
geschlossen werden. 

§ 4 
Vertreter des Bürgermeisters 

Der Rat wählt in seiner ersten Sitzung aus seiner Mitte für die 
Dauer der Wahlperiode zwei Ehrenamtliche Vertreter des Bürger-
meisters, die ihn bei der repräsentativen Vertretung der Gemein-
de Rosche, bei der Einberufung des Rates und des Verwaltungs-
ausschusses einschließlich der Aufstellung des Tagesordnung, 
der Leitung der Sitzungen des Rates und des Verwaltungsaus-
schusses sowie bei der Verpflichtung der Ratsmitglieder und ihrer 
Pflichtenbelehrung vertreten.

§ 5 
Anregungen und Beschwerden

(1)	Werden Anregungen und Beschwerden im Sinne des § 34 
NKomVG von mehreren Personen bei der Gemeinde gemein-
schaftlich eingereicht, so haben sie eine Person zu benennen, 
die sie gegenüber der Gemeinde vertritt. Bei mehr als fünf 
Antragsstellerinnen oder Antragsstellern können bis zu zwei 
Vertreterinnen und Vertreter benannt werden.

(2)	Die Beratung kann zurückgestellt werden, solange den Anfor-
derungen des Absatzes 1 nicht entsprochen ist. 

(3)	Anregungen oder Beschwerden, die keine Angelegenheit der 
Gemeinde zum Gegenstand haben, sind nach Kenntnisnahme 
durch den Verwaltungsausschuss von dem Gemeindedirektor 
ohne Beratung den Antragstellerinnen oder Antragsstellern mit 
Begründung zurückzugeben. Dies gilt auch für Eingaben, die 
weder Anregungen noch Beschwerden zum Inhalt haben (z. B. 
Fragen, Erklärungen, Absichten usw.).

(4)	Anregungen oder Beschwerden, die ein gesetzwidriges Ziel 
verfolgen oder gegen die guten Sitten verstoßen, sind nach 
Kenntnisnahme durch den Verwaltungsausschuss ohne Bera-
tung zurückzuweisen.

(5)	Die Beratung eines Antrages kann abgelehnt werden, wenn 
das Antragsbegehren Gegenstand eines noch nicht abge-
schlossenen Rechtsbehelfs- oder Rechtsmittelverfahrens oder 
eines laufenden Bürgerbegehrens oder Bürgerentscheides 
ist oder gegenüber bereits erledigten Anregungen oder Be-
schwerden kein neues Sachvorbringen enthält. 

(6)	Die Erledigung der Anregungen oder Beschwerden wird dem 
Verwaltungsausschuss übertragen, sofern für die Angelegen-
heiten nicht der Gemeinderat gemäß § 58 Abs. 1 NKomVG 
ausschließlich zuständig ist. Der Rat und der Verwaltungsaus-
schuss können Anregungen oder Beschwerden zur Mitbera-
tung an die zuständigen Fachausschüsse überweisen.

§ 6 
Verkündungen und öffentliche Bekanntmachungen

(1)	Satzungen, Verordnungen, Genehmigungen von Flächennut-
zungsplänen sowie öffentliche Bekanntmachungen der Ge-
meinde werden im Amtsblatt des Landkreises Uelzen verkün-
det bzw. bekannt gemacht.

(2)	Ortsübliche Bekanntmachungen erfolgen in den Bekanntma-
chungskästen.

§ 7 
Einwohnerversammlung

(1)	Der Bürgermeister/Gemeindedirektor unterrichtet die Einwoh-
ner in öffentlichen Sitzungen des Rates über wichtige Angele-
genheiten der Gemeinde.

(2)	Der Bürgermeister/Gemeindedirektor unterrichtet die Einwoh-
ner in Einwohnerversammlungen für die ganze Gemeinde 
rechtzeitig und umfassend über die Grundlagen, Ziele, Zwe-
cke und Auswirkungen bei wichtigen Planungen und Vorhaben 
der Gemeinden. Dabei haben die Einwohner Gelegenheit zu 
Fragen und zu Meinungsäußerungen und Anspruch auf Erör-
terung. Weitgehende Vorschriften über förmliche Beteiligungs- 
und Anhörungsverfahren bleiben unberührt.

§ 8 
Inkrafttreten

Diese Hauptsatzung tritt am Tag nach der Bekanntmachung in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die Hauptsatzung der Gemeinde Rosche 
vom 1. November 2001 außer Kraft.

Rosche, den 20. Dezember 2011 
gez. Musik
Gemeindedirektor  

Hauptsatzung der Gemeinde Stoetze

Auf Grund des §12 Abs. 1 des Niedersächsischen Kommunal-
verfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17. Dezember 2010 (Nds. 
GVBI.S. 576) hat der Rat der Gemeinde Stoetze in seiner Sitzung 
am 13. Dezember 2011 folgende Hauptsatzung beschlossen: 

§ 1 
Rechtspersönlichkeit und Name

(1)	Die Gemeinde führt die Bezeichnung und den Namen „Ge-
meinde Stoetze“, sie ist Mitgliedsgemeinde der Samtgemeinde 
Rosche.

§ 2 
Wappen, Farbe, Siegel

(1)	Das Wappen zeigt in Gold eine rote eingebogene Spitze mit 
5 goldenen Ähren aus dem Schildfuß wachsend, links ein 
schwarzes Mühleisen, rechts eine linksweisende schwarze 
Hirschgeweihstange mit 6 Enden. 

(2)	Die Flagge der Gemeinde besteht aus einem oberen roten und 
einem unteren gelben Querstreifen, in der Mitte mit dem Ge-
meindewappen belegt. 

(3)	Das Dienstsiegel der Gemeinde enthält das Wappen und die 
Umschrift „Gemeinde Stoetze – Landkreis Uelzen“. 

(4)	Die Verwendung des Wappens zu nichtbehördlichen Werbe-
zwecken ist nur mit Genehmigung der Gemeinde zulässig. 

§ 3 
Ratszuständigkeit

(1) Der Beschlussfassung des Rates bedürfen
	 a) die Festlegung privater Entgelte i.S.d. § 58 Abs. 1 Nr. 8 

NKomVG, deren jährliches Aufkommen den Betrag von 
10.000 Euro voraussichtlich übersteigt,

	 b) Rechtsgeschäfte i.S.d. § 58 Abs. 1 Nr. 14 NKomVG, deren 
Vermögenswert die Höhe von 10.000 Euro übersteigt, 

	 c) Rechtsgeschäfte i.S.d. § 58 Abs. 1 Nr. 16 NKomVG, deren 
Vermögenswert die Höhe von 10.000 Euro übersteigt, so-
weit es sich nicht um Geschäfte der laufenden Verwaltung 
handelt,

	 d) Entscheidungen i.S.d. § 58 Nr. 18 NKomVG, deren Vermö-
genswert hinsichtlich des betroffenen Stiftungsvermögens 
die Höhe von 10.000 Euro übersteigt,

	 e) 	Verträge i.S.d. § 58 Abs. Nr. 20 NKomVG, deren Vermö-
genswert die Höhe von 10.000 Euro übersteigt, soweit di-
ese nicht aufgrund einer förmlichen Ausschreibung abge-
schlossen werden. 

§ 4 
Vertreter des Bürgermeisters 

Der Rat wählt in seiner ersten Sitzung aus seiner Mitte für die 
Dauer der Wahlperiode zwei Ehrenamtliche Vertreter des Bürger-
meisters, die ihn bei der repräsentativen Vertretung der Gemein-
de Stoetze, bei der Einberufung des Rates und des Verwaltungs-
ausschusses einschließlich der Aufstellung der Tagesordnung, 
der Leitung der Sitzungen des Rates und des Verwaltungsaus-
schusses sowie bei der Verpflichtung der Ratsmitglieder und ihrer 
Pflichtenbelehrung vertreten.

§ 5 
Anregungen und Beschwerden

(1)	Werden Anregungen und Beschwerden im Sinne des § 34 
NKomVG von mehreren Personen bei der Gemeinde ge-
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meinschaftlich eingereicht, so haben sie eine Person zu be-
nennen, die sie gegenüber der Gemeinde vertritt. Bei mehr 
als fünf Antragsstellerinnen oder Antragsstellern können bis 
zu zwei Vertreterinnen / Vertreter benannt werden.

(2)	Die Beratung kann zurückgestellt werden, solange den An-
forderungen des Absatzes 1 nicht entsprochen ist. 

(3)	Anregungen oder Beschwerden, die keine Angelegenheit 
der Gemeinde zum Gegenstand haben, sind nach Kenntnis-
nahme durch den Verwaltungsausschuss von dem Bürger-
meister ohne Beratung den Antragstellerinnen oder Antrags-
stellern mit Begründung zurückzugeben. Dies gilt auch für 
Eingaben, die weder Anregungen noch Beschwerden zum 
Inhalt haben (z. B. Fragen, Erklärungen, Absichten usw.).

(4)	Anregungen oder Beschwerden, die ein gesetzwidriges Ziel 
verfolgen oder gegen die guten Sitten verstoßen, sind nach 
Kenntnisnahme durch den Verwaltungsausschuss ohne Be-
ratung zurückzuweisen.

(5)	Die Beratung eines Antrages kann abgelehnt werden, wenn 
das Antragsbegehren Gegenstand eines noch nicht abge-
schlossenen Rechtsbehelfs- oder Rechtsmittelverfahrens 
oder eines laufenden Bürgerbegehrens oder Bürgerent-
scheides ist oder gegenüber bereits erledigten Anregungen 
oder Beschwerden kein neues Sachvorbringen enthält. 

(6)	Die Erledigung der Anregungen oder Beschwerden wird 
dem Verwaltungsausschuss übertragen, sofern für die An-
gelegenheiten nicht der Gemeinderat gemäß § 58 Abs. 1 
NKomVG ausschließlich zuständig ist. Der Rat und der Ver-
waltungsausschuss können Anregungen oder Beschwerden 
zur Mitberatung an die zuständigen Fachausschüsse über-
weisen.

§ 6 
Verkündungen und öffentliche Bekanntmachungen

(1)	Satzungen, Verordnungen, Genehmigungen von Flächennut-
zungsplänen sowie öffentliche Bekanntmachungen der Ge-
meinde werden im Amtsblatt des Landkreises Uelzen verkün-
det bzw. bekannt gemacht.

(2)	Ortsübliche Bekanntmachungen erfolgen in den Bekanntma-
chungskästen.

§ 7 
Einwohnerversammlung

(1)	Der Bürgermeister/Gemeindedirektor unterrichtet die Einwoh-
ner in öffentlichen Sitzungen des Rates über wichtige Angele-
genheiten der Gemeinde.

(2)	Der Bürgermeister/Gemeindedirektor unterrichtet die Ein-
wohner in Einwohnerversammlungen für die ganze Gemein-
de rechtzeitig und umfassend über die Grundlagen, Ziele,  
Zwecke und Auswirkungen bei wichtigen Planungen und Vor-
haben der Gemeinden. Dabei haben die Einwohner Gelegen-
heit zu Fragen und zu Meinungsäußerungen und Anspruch auf 
Erörterung. Weitgehende Vorschriften über förmliche Beteili-
gungs- und Anhörungsverfahren bleiben unberührt.

§ 8 
Inkrafttreten

Diese Hauptsatzung tritt am Tag nach der Bekanntmachung in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die Hauptsatzung der Gemeinde Stoetze 
vom 1. November 2001 außer Kraft.

Stoetze, den 14. Dezember 2011
gez. Musik
Gemeindedirektor

Hauptsatzung der Gemeinde Suhlendorf

Auf Grund des §12 Abs. 1 des Niedersächsischen Kommunal-
verfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17. Dezember 2010 (Nds. 
GVBI.S. 576) hat der Rat der Gemeinde Suhlendorf in seiner Sit-
zung am 19. Dezember 2011 folgende Hauptsatzung beschlos-
sen: 

§ 1 
Rechtspersönlichkeit und Name

(1)	Die Gemeinde führt die Bezeichnung und den Namen „Ge-
meinde Suhlendorf“, sie ist Mitgliedsgemeinde der Samtge-
meinde Rosche.

§ 2 
Wappen, Farbe, Siegel

1. 	 Das Wappen der Gemeinde Suhlendorf zeigt „In rot ein sil-
berner spitzbedachter Wehrturm, unten mit Goldenen Schild, 
darin eine schwarze Wildsau über einer schwarzen Suhle“.

2. 	 Die Farben der Gemeinde Suhlendorf sind Rot-Weiß.
3. 	 Das Dienstsiegel enthält das Wappen der Gemeinde Suhlen-

dorf und die Unterschrift „Gemeinde Suhlendorf, Landkreis 
Uelzen“.

§ 3 
Ratszuständigkeit

(1) Der Beschlussfassung des Rates bedürfen
	 a) die Festlegung privater Entgelte i.S.d. § 58 Abs. 1 Nr. 8 

NKomVG, deren jährliches Aufkommen den Betrag von 
10.000 Euro voraussichtlich übersteigt,

	 b) Rechtsgeschäfte i.S.d. § 58 Abs. 1 Nr. 14 NKomVG, deren 
Vermögenswert die Höhe von 10.000 Euro übersteigt, 

	 c) Rechtsgeschäfte i.S.d. § 58 Abs. 1 Nr. 16 NKomVG, deren 
Vermögenswert die Höhe von 10.000 Euro übersteigt, so-
weit es sich nicht um Geschäfte der laufenden Verwaltung 
handelt,

	 d) Entscheidungen i.S.d. § 58 Nr. 18 NKomVG, deren Vermö-
genswert hinsichtlich des betroffenen Stiftungsvermögens 
die Höhe von 10.000 Euro übersteigt,

	 e) Verträge i.S.d. § 58 Abs. Nr. 20 NKomVG, deren Vermö-
genswert die Höhe von 10.000 Euro übersteigt, soweit di-
ese nicht aufgrund einer förmlichen Ausschreibung abge-
schlossen werden. 

§ 4 
Vertreter des Bürgermeisters 

Der Rat wählt in seiner ersten Sitzung aus seiner Mitte für die 
Dauer der Wahlperiode zwei Ehrenamtliche Vertreter des Bürger-
meisters, die ihn bei der repräsentativen Vertretung der Gemeinde 
Suhlendorf, bei der Einberufung des Rates und des Verwaltungs-
ausschusses einschließlich der Aufstellung des Tagesordnung, 
der der Leitung der Sitzungen des Rates und des Verwaltungs-
ausschusses sowie bei der Verpflichtung der Ratsmitglieder und 
ihrer Pflichtenbelehrung durch den Stellvertretenden Bürgermeis-
ter vertreten.

§ 5 
Anregungen und Beschwerden

(1)	Werden Anregungen und Beschwerden im Sinne des § 34 
NKomVG von mehreren Personen bei der Gemeinde ge-
meinschaftlich eingereicht, so haben sie eine Person zu be-
nennen, die sie gegenüber der Gemeinde vertritt. Bei mehr 
als fünf Antragsstellerinnen oder Antragsstellern können bis 
zu zwei Vertreterinnen und Vertreter benannt werden.

(2)	Die Beratung kann zurückgestellt werden, solange den An-
forderungen des Absatzes 1 nicht entsprochen ist. 

(3)	Anregungen oder Beschwerden, die keine Angelegenheit 
der Gemeinde zum Gegenstand haben, sind nach Kenntnis-
nahme durch den Verwaltungsausschuss von dem Bürger-
meister ohne Beratung den Antragstellerinnen oder Antrags-
stellern mit Begründung zurückzugeben. Dies gilt auch für 
Eingaben, die weder Anregungen noch Beschwerden zum 
Inhalt haben (z. B. Fragen, Erklärungen, Absichten usw.).

(4)	Anregungen oder Beschwerden, die ein gesetzwidriges Ziel 
verfolgen oder gegen die guten Sitten verstoßen, sind nach 
Kenntnisnahme durch den Verwaltungsausschuss ohne Be-
ratung zurückzuweisen.

(5)	Die Beratung eines Antrages kann abgelehnt werden, wenn 
das Antragsbegehren Gegenstand eines noch nicht abge-
schlossenen Rechtsbehelfs- oder Rechtsmittelverfahrens 
oder eines laufenden Bürgerbegehrens oder Bürgerent-
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scheides ist oder gegenüber bereits erledigten Anregungen 
oder Beschwerden kein neues Sachvorbringen enthält. 

(6)	Die Erledigung der Anregungen oder Beschwerden wird 
dem Verwaltungsausschuss übertragen, sofern für die  
Angelegenheiten nicht der Gemeinderat gemäß § 58 Abs. 
1 NKomVG ausschließlich zuständig ist. Der Rat und der  
Verwaltungsausschuss können Anregungen oder Beschwer-
den zur Mitberatung an die zuständigen Fachausschüsse 
überweisen.

§ 6 
Verkündungen und öffentliche Bekanntmachungen

(1)	Satzungen, Verordnungen, Genehmigungen von Flächennut-
zungsplänen sowie öffentliche Bekanntmachungen der Ge-
meinde werden im Amtsblatt des Landkreises Uelzen verkün-
det bzw. bekannt gemacht.

(2)	Ortsübliche Bekanntmachungen erfolgen in den Bekanntma-
chungskästen.

§ 7 
Einwohnerversammlung

(1)	Der Bürgermeister/Gemeindedirektor unterrichtet die Einwoh-
ner in öffentlichen Sitzungen des Rates über wichtige Angele-
genheiten der Gemeinde.

(2)	Der Bürgermeister/Gemeindedirektor unterrichtet die  
Einwohner in Einwohnerversammlungen für die ganze  
Gemeinde rechtzeitig und umfassend über die Grundlagen, 
Ziele, Zwecke und Auswirkungen bei wichtigen Planungen 
und Vorhaben der Gemeinden. Dabei haben die Einwohner  
Gelegenheit zu Fragen und zu Meinungsäußerungen und  
Anspruch auf Erörterung. Weitgehende Vorschriften über 
förmliche Beteiligungs- und Anhörungsverfahren bleiben  
unberührt.

§ 8 
Inkrafttreten

Diese Hauptsatzung tritt am Tag nach der Bekanntmachung in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die bisherige Hauptsatzung der Gemeinde 
Suhlendorf außer Kraft.

Suhlendorf, den 20. Dezember 2011 
gez. Weichsel
Bürgermeister
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